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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

HmbGVBl. Nr. 9 FREITAG, DEN 10. MÄRZ 2006

Tag I n h a l t Seite

§ 1

Dem Studierendenwerk wird die Zuständigkeit für die
Betreuung und Förderung der Studierenden der HafenCity
Universität Hamburg übertragen. 

§ 2

Beiträge nach der Beitragsordnung des Studierendenwerks,
die von den zur HafenCity Universität Hamburg übergelei-
teten Studierenden der Hochschule für angewandte Wissen-
schaften Hamburg, der Hochschule für bildende Künste und
der Technischen Universität Hamburg-Harburg im Winter-
semester 2005/2006 entrichtet worden sind, gelten auch für die
HafenCity Universität Hamburg als entrichtet. 

§ 3

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in
Kraft.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 14. Februar 2006.
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Verordnung
über weitere Zuständigkeiten

des  Studierendenwerks Hamburg
Vom 14. Februar 2006

Auf Grund von § 2 Absatz 2 des Studierendenwerksgesetzes
vom 29. Juni 2005 (HmbGVBl. S. 250) wird nach Anhörung
des Studierendenwerks verordnet:
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§ 1
(1) Der Bebauungsplan Fuhlsbüttel 25 für das Gebiet

zwischen Hummelsbütteler Landstraße, Gnadenbergweg und
Brombeerweg (Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 431) wird
festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Hummelsbütteler Landstraße – Bezirksgrenze – Brombeer-
weg – Südwestgrenzen der Flurstücke 1719, 2861, 2860 und
2859 der Gemarkung Fuhlsbüttel.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zur
kostenfreien Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kosten-
erstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

bis 3 des Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem ört-
lich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Ver-
letzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden
sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. In den nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetz-
buchs als „Erhaltungsbereiche“ bezeichneten Gebieten
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der Rück-
bau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die Errich-
tung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und zwar auch
dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften
eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die Genehmi-
gung zum Rückbau, zur Änderung oder zur Nutzungsände-
rung darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage
allein oder im Zusammenhang mit anderen baulichen An-
lagen das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt oder sonst von
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstle-
rischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung
der baulichen Anlage darf nur versagt werden, wenn die
städtebauliche Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte
bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. Auf den mit „(A)“, „(B)“, und „(C)“ bezeichneten Flächen
sind die baulichen Anlagen innerhalb eines Doppelhauses,
einer Hausgruppe oder Gebäudezeile, aufeinander abzu-
stimmen. Dabei sind die stilprägenden, baulichen Elemente
(Haus- und Dachform, Dach- und Wandmaterialien, Farb-
gebung, Fassadengliederung sowie Fensterformate) zu
berücksichtigen.

3. Auf den mit „(B)“ bezeichneten Flächen und im Bereich des
Denkmalschutzes sind innerhalb der eingeschossigen
überbaubaren Erweiterungsflächen nur Wintergärten und
Terrassenüberdachungen zulässig.

4. In den Vorgärten sind Stellplätze und Garagen unzulässig.

Verordnung
über den Bebauungsplan Fuhlsbüttel 25

Vom 20. Februar 2006

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I 
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), § 6 Absätze 4 und 5 
des Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom
7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 
20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), § 81 Absatz 1 Nummer 2
der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005
(HmbGVBl. S. 525, 563), § 6 Absatz 2 des Denkmalschutz-
gesetzes vom 3. Dezember 1973 (HmbGVBl. S. 466), zuletzt
geändert am 21. März 2005 (HmbGVBl. S. 75, 79), sowie § 1
Absatz 2, § 2 Satz 1 Nummer 2, § 3 Absatz 2, § 4 und § 5 Buch-
stabe b der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni
2000 (HmbGVBl. S. 134), geändert am 1. Februar 2005
(HmbGVBl. S. 21), wird verordnet:
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5. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Geh- und Fahr-
wege sowie Stellplatzanlagen in wasser- und luftdurchlässi-
gem Aufbau herzustellen.

6. Für die zu erhaltenden Bäume sind bei Abgang Ersatz-
pflanzungen vorzunehmen. Es sind standortgerechte ein-
heimische Laubgehölze mit einem Stammumfang von min-
destens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden gemessen,
zu verwenden. Im Kronenbereich dieser Bäume ist eine
offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m² anzulegen.
Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind
Geländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronen-
bereich dieser Bäume unzulässig.

7. Entlang den Straßen Brombeerweg und Hummelsbütteler
Landstraße sind in den Wohngebieten die Wohn- und
Schlafräume durch geeignete Grundrissgestaltung den

lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Soweit die
Anordnung der in Satz 1 genannten Räume an den lärm-
abgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, muss für
diese Räume ein ausreichender Lärmschutz durch bauliche
Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und
Dächern der Gebäude geschaffen werden.

§ 3
Das Ensemble Gnadenbergweg 1 bis 35 auf den Flur-

stücken 2870 und 2879 bis 2882 der Gemarkung Fuhlsbüttel ist
nach § 6 Absatz 2 des Denkmalschutzgesetzes dem Schutz
dieses Gesetzes unterstellt.

§ 4
Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-

ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 20. Februar 2006.

Das Bezirksamt Hamburg-Nord

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Allermöhe 27 für den in der Anlage
durch eine durchgehende schwarze Linie umgrenzten
Geltungsbereich des Gewerbegebiets Allermöhe nordöstlich
der Bundesautobahn A 25 und beiderseits des Rungedamms
(Bezirk Bergedorf, Ortsteil 610) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt: 

Nordwestgrenze des Flurstücks 7228 (alt: 6767) der Gemar-
kung Allermöhe – Südlicher Bahngraben – Nordostgrenzen
der Flurstücke 2878, 2795 und 5251, über das Flurstück
5289, Nordostgrenze des Flurstücks 3584, über das Flur-
stück 5289, Nordostgrenzen der Flurstücke 2715, 2716 und

Verordnung
über den Bebauungsplan Allermöhe 27

Vom 21. Februar 2006

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am
21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3
Absätze 1 und 3 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungs-
gesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl.
S. 271), zuletzt geändert am 14. Dezember 2005 (HmbGVBl.
S. 525), § 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauord-
nung vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), und
§ 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen Naturschutzgesetzes
in der Fassung vom 7. August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt
geändert am 20. April 2005 (HmbGVBl. S. 146), wird ver-
ordnet:



2958, Südostgrenze des Flurstücks 2958 der Gemarkung
Allermöhe – Rungedamm – Moorfleeter Randgraben – über
das Flurstück 6140 der Gemarkung Allermöhe – Moorflee-
ter Randgraben.

(2) Die Begründung des Bebauungsplans wird beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung kann auch beim örtlich zuständigen
Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt
vorhanden sind, können sie gegen Kostenerstattung erwor-
ben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren seit dem In-Kraft-
Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem
örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. Für den in der Anlage mit „GI“ bezeichneten Bereich gilt
in der niedergelegten zeichnerischen Darstellung der
Verordnung über den Bebauungsplan Allermöhe 16/
Moorfleet 7/Billwerder 14 vom 8. August 1978 (HmbGVBl.
S. 327) die Festsetzung „Gewerbegebiet“ als Festsetzung
„Industriegebiet“ nach § 9 der Baunutzungsverordnung in
der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt
geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479). 

2. In den Gewerbe- und Industriegebieten sind Einzel-
handelsbetriebe unzulässig. Ausnahmsweise können Ein-
zelhandelsbetriebe mit einer Verkaufsfläche von jeweils bis
zu 100 m2 zugelassen werden.

3. Auf der in der Anlage mit „(A)“ bezeichneten Fläche, mit
Ausnahme der im Bebauungsplan Allermöhe 16/Moor-

fleet 7/Billwerder 14 festgesetzten Straßenverkehrsflächen,
wird die Höhe baulicher Anlagen mit 40 m über der
Straßenverkehrsfläche, als Höchstmaß festgesetzt.

4. Auf den in der Anlage mit „(B)“ bezeichneten Flächen, mit
Ausnahme der im Bebauungsplan Allermöhe 16/Moor-
fleet 7/Billwerder 14 und dem Gesetz über den Bebauungs-
plan Billwerder 11/Allermöhe 11 vom 24. Oktober 1978
(HmbGVBl. S. 381), zuletzt geändert am 4. November 1997
(HmbGVBl. S. 494, 495, 504), festgesetzten Straßenver-
kehrsflächen, wird die Höhe baulicher Anlagen mit 20 m
über der Straßenverkehrsfläche, als Höchstmaß fest-
gesetzt.

5. Auf der in der Anlage mit „(C)“ bezeichneten Fläche,
mit Ausnahme der in den Bebauungsplänen Aller-
möhe 16/Moorfleet 7/Billwerder 14 und Billwerder
11/Allermöhe 11 festgesetzten Straßenverkehrsflächen,
wird die Höhe baulicher Anlagen mit 19 m über der
Straßenverkehrsfläche, als Höchstmaß festgesetzt.

6. In den Gewerbe- und Industriegebieten werden in der
zeichnerischen Darstellung der niedergelegten Bebau-
ungspläne Allermöhe 16/Moorfleet 7/Billwerder 14 und
Billwerder 11/Allermöhe 11 die Festsetzungen der Zahl
der Vollgeschosse, als Höchstmaß und der Geschoss-
flächenzahl, als Höchstmaß aufgehoben.

7. In den Industriegebieten sind Außenwände von Gebäu-
den, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt, sowie
fensterlose Fassaden mit Schling- oder Kletterpflanzen zu
begrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu
verwenden. Alternativ ist eine Eingrünung mit dicht
wachsenden Sträuchern und großkronigen Bäumen in
Außenwandnähe zulässig.

8. Auf ebenerdigen PKW-Stellplatzanlagen ist für je vier
Stellplätze ein großkroniger Baum zu pflanzen. Im Kro-
nenbereich jedes Baumes ist eine offene Vegetationsfläche
von mindestens 12 m2 anzulegen und zu begrünen.

9. Für Baum- und Strauchanpflanzungen sind einheimische,
standortgerechte Laubgehölze zu verwenden und zu erhal-
ten. Anzupflanzende Bäume müssen einen Stammumfang
von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über dem Erdboden
gemessen, aufweisen.

10. Das von den privaten Grundstücksflächen abfließende
Niederschlagswasser ist über offene Gräben abzuleiten.

11. Zwischen den in den Bebauungsplänen Allermöhe 16/
Moorfleet 7/Billwerder 14 und Billwerder 11/Allermöhe 11
festgesetzten Baugrenzen und der Böschungsoberkante
der Gewässer ist entlang des Moorfleeter Randgrabens, des
Moorfleeter Hauptgrabens und des südlichen Bahngra-
bens einseitig ein mindestens 7,5 m breiter Streifen sowie
entlang des Hauptentwässerungsgrabens Moorfleet ein-
seitig ein mindestens 5 m breiter Streifen von Gebäuden,
Nebenanlagen, Stellplätzen und Garagen freizuhalten.

12. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans bleiben im Übri-
gen die bisherigen planungsrechtlichen Festsetzungen der
Bebauungspläne Allermöhe 16/Moorfleet 7/Billwerder 14
und Billwerder 11/Allermöhe 11 bestehen.

Freitag, den 10. März 200694 HmbGVBl. Nr. 9

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 21. Februar 2006.
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Kirchwerder 21 für das Gebiet 
der mittleren Heinrich-Osterath-Straße (Bezirk Bergedorf,
Ortsteil 607) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Gose-Elbe – Südostgrenze des Flurstücks 6286, über das
Flurstück 651 (Heinrich-Osterath-Straße), Südost- und
Südwestgrenze des Flurstücks 6276, Südwest- und Nord-
westgrenze des Flurstücks 6275, Südwestgrenzen der Flur-
stücke 6360 und 2343, Südost- und Südwestgrenze des
Flurstücks 6366, Südwestgrenzen der Flurstücke 6367 und
229, über die Flurstücke 4612, 228, 227 und 4636, Nord-
westgrenze des Flurstücks 4636, über die Flurstücke 209
und 208, Südwestgrenzen der Flurstücke 6691, 5801, 5802
und 7157, über die Flurstücke 8401, 202 und 201, Südwest-
und Nordwestgrenze des Flurstücks 6817, Südwestgrenzen
der Flurstücke 6059, 6819, 6816, Südwest- und Nordwest-
grenze des Flurstücks 6824, Südwestgrenzen der Flur-
stücke 8633 und 1752, Südostgrenze des Flurstücks 7652,
über das Flurstück 7652, Südwestgrenze des Flurstücks
6886, Südostgrenze des Flurstücks 7944, über die Flur-
stücke 7944 und 101, Süd- und Südwestgrenze des Flur-
stücks 7378, Südwest- und Südostgrenze des Flurstücks
7016, Südwestgrenze des Flurstücks 95, über das Flurstück
1996, Südwest-, Nordwest- und Nordgrenze des Flurstücks
1996, Westgrenze des Flurstücks 7013 der Gemarkung
Kirchwerder – Heinrich-Osterath-Straße – Westgrenze des
Flurstücks 7012 der Gemarkung Kirchwerder.

(2) Das maßgebliche Stück (3 Blätter) des Bebauungsplans
und die ihm beigegebene Begründung werden beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,

dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind:

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des
Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb von zwei Jahren, seit dem
In-Kraft-Treten des Bebauungsplans schriftlich gegenüber
dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften

1. In dem nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bauge-
setzbuchs als „Erhaltungsbereich“ bezeichneten Gebiet
bedürfen zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des
Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt der
Rückbau, die Änderung, die Nutzungsänderung oder die
Errichtung baulicher Anlagen einer Genehmigung, und
zwar auch dann, wenn nach bauordnungsrechtlichen
Vorschriften eine Genehmigung nicht erforderlich ist.
Die Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder zur
Nutzungsänderung darf nur versagt werden, wenn die
bauliche Anlage allein oder im Zusammenhang mit
anderen baulichen Anlagen das Ortsbild oder das Land-
schaftsbild prägt oder sonst von städtebaulicher, insbe-
sondere geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung
ist. Die Genehmigung zur Errichtung der baulichen
Anlage darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche
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Verordnung
über den Bebauungsplan Kirchwerder 21

Vom 23. Februar 2006

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 21. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1818, 1824), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Absatz 1
des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), § 81 Absatz 1 Num-
mer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember
2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), § 6 Absätze 4 und 5 des
Hamburgischen Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 7.
August 2001 (HmbGVBl. S. 281), zuletzt geändert am 20. April
2005 (HmbGVBl. S. 146), sowie § 1 Absatz 2, § 2 Satz 1 Num-
mer 2, § 3 Absatz 2, § 4 und § 5 Buchstabe b der Weiterübertra-
gungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (HmbGVBl. S. 134),
geändert am 1. Februar 2005 (HmbGVBl. S. 21), wird ver-
ordnet:
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Gestalt des Gebiets durch die beabsichtigte bauliche
Anlage beeinträchtigt wird.

2. In den Dorfgebieten sind außerhalb der überbaubaren
Fläche landwirtschaftliche Betriebe und Gartenbau-
betriebe mit Ausnahme von Wohngebäuden und Woh-
nungen mit einer Grundflächenzahl bis zu 0,6 zulässig.

3. In den mit „(b)“ bezeichneten Dorfgebieten sind nur
Nebenanlagen für Wohnnutzungen bis zu einer Grund-
flächenzahl von 0,1 sowie bauliche Anlagen, die Garten-
bau- oder Gewerbebetrieben dienen, wie zum Beispiel
Lagerhallen, Werkstattgebäude, Maschinenhallen und
Stellplatzanlagen mit Ausnahme von Wohnungen bis zu
einer Grundflächenzahl von 0,6 zulässig.

4. In dem mit „(c)“ bezeichneten Dorfgebiet sind innerhalb
der Baugrenzen nur eingeschossige Gebäude für Schau-
stellerzwecke, zum Beispiel zum Abstellen von Karussel-
len und Zugmaschinen, zulässig.

5. Auf den Flächen für die Landwirtschaft sind bauliche
Anlagen innerhalb der Baugrenzen nur zulässig, wenn
sie der landwirtschaftlichen Erzeugung, der Verarbei-
tung oder dem Vertrieb dienen, wie zum Beispiel
Gewächshäuser, Stallgebäude, Maschinenhallen. Befes-
tigte landwirtschaftliche Wege sind auch außerhalb der
Baugrenzen zulässig. Auf den mit „(bw)“ bezeichneten
Flächen ist außerdem ein eingeschossiges Betriebswohn-
gebäude mit einer Grundfläche bis 150 m² zulässig;
einschließlich Nebenanlagen dürfen auf 225 m² Grund-
fläche bauliche Anlagen errichtet werden.

6. Die Höhe der Erdgeschossfußbodenoberkanten über der
vorhandenen beziehungsweise aufgehöhten Geländeober-
fläche darf straßenseitig 0,4 m nicht überschreiten.

7. Geländeaufhöhungen sind nur zulässig
a) für Rampen, die zur Erschließung erforderlich sind,

oder
b) bis zur Oberkante der für die Erschließung erforder-

lichen öffentlichen Straßenverkehrsfläche, sofern der
Abstand zwischen Hauptgebäude und Straßenver-
kehrsfläche weniger als 6 m beträgt.

Flächen, die nördlich der Heinrich-Osterath-Straße
tiefer als 2 m über Normal Null (NN) liegen, sind für
Wohngebäude auf 2 m über NN aufzuhöhen.

8. Die Gebäudehöhe von eingeschossigen Wohngebäuden
darf 9 m über vorhandenem oder aufgehöhtem Gelände
nicht überschreiten.

9. Dächer von Wohngebäuden sind als Sattel- oder Krüp-
pelwalmdächer mit beiderseits gleicher Neigung zwi-
schen 40 Grad und 50 Grad auszuführen. Balkone,
Dachaufbauten und -einschnitte (zum Beispiel Loggien)
dürfen insgesamt eine Länge haben, die höchstens ein
Drittel der Länge ihrer zugehörigen Gebäudeseite ent-

spricht. Es sind nur rote, braune, graue und schwarze
Dacheindeckungen in nicht glänzender Ausführung,
Reetdächer und begrünte Dächer zulässig.

10. Die Außenwände von Gebäuden sind als rotes oder rot-
braunes Ziegelmauerwerk, mit weißem oder braunem
Holz oder in Kombination beider Materialien auszu-
führen; für Nebengebäude sind außerdem weiße Putzfas-
saden zulässig. Dies gilt nicht für bauliche Anlagen, die
der landwirtschaftlichen Produktion dienen (zum Bei-
spiel Stallgebäude, Maschinenhallen, Gewächshäuser).

11. Auf den privaten Grünflächen – Gärten – sind in den
Vorgärten notwendige Zuwegungen beziehungsweise
Zufahrten für die Dorfgebiete in einer Breite bis zu 3 m
sowie nicht überdachte Stellplätze bis 25 m² zulässig.

12. Auf der privaten Grünfläche – Angelsport – sind not-
wendige Stellplätze und Zufahrten zulässig. Innerhalb
der Baugrenzen sind eingeschossige Gebäude für angel-
sportbezogene Nutzungen zulässig.

13. Das anfallende Oberflächenwasser ist oberirdisch in das
offene Entwässerungssystem abzuleiten. Auf den
Grundstücksflächen, die ausschließlich dem Wohnen
dienen, sind Fahr- und Gehwege sowie Stellplätze in
wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. 

14. Außenwände von Gebäuden, mit Ausnahme von Wohn-
gebäuden, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt
sowie fensterlose Fassaden sind entweder mit Sträuchern
oder mit Schling- oder Kletterpflanzen einzugrünen;
je 2 m Wandlänge ist mindestens eine Pflanze zu ver-
wenden.

15. Je Wohngebäude ist mindestens ein kleinkroniger,
standortgerechter, einheimischer Laubbaum oder ein
hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen. 

16. Auf den Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gilt: 

16.1 Die mit „ “ bezeichneten Flächen sind naturnah zu
entwickeln. Zulässig sind einheimische, standort-
gerechte Stauden, Sträucher und Gehölze sowie exten-
sive Grünlandnutzung beziehungsweise Mähwiese. 

16.2 Die mit „ “ bezeichneten Gewässerränder sind natur-
nah zu gestalten und mit standortgerechter Vegetation zu
entwickeln.

16.3 Die mit „ “ bezeichneten Flächen sind als Sukzessions-
flächen der natürlichen Vegetation zu überlassen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 23. Februar 2006.

Das Bezirksamt Bergedorf
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Verordnung
über die Erweiterung der Verkaufszeiten

aus Anlass von Märkten, Messen und ähnlichen Veranstaltungen
im Bereich des Bezirksamtes Hamburg-Mitte

Vom 7. März 2006

Auf Grund von § 14 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 des Geset-
zes über den Ladenschluss in der Fassung vom 2. Juni 2003
(BGBl. I S. 745), geändert am 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1954,
1968), wird verordnet:

§ 1
Sonntagsverkaufszeiten im Bezirk Hamburg-Mitte

(1) Verkaufsstellen im Bezirksamtsbereich Hamburg-Mitte
dürfen am Sonntag, dem 2. April 2006, aus Anlass der Veran-
staltung „Tag der Familie“ von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöff-
net sein.

(2) Die Freigabe der Öffnungszeiten nach Absatz 1 wird
gemäß § 14 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über den Ladenschluss
beschränkt auf das von Zollkanal – Binnenhafen – Norderelbe
und den Straßen Helgoländer Allee – Millerntorplatz – Hols-
tenwall – Gorch-Fock-Wall – Esplanade – Lombardsbrücke –
Ferdinandstor – An der Alster – Lohmühlenstraße – Berliner
Tor – Spaldingstraße – Deichtorplatz – Oberbaumbrücke um-
grenzte Gebiet des Bezirksamtsbereichs Hamburg-Mitte.

§ 2
Schlussvorschrift

Die Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den
Ladenschluss vom 12. Mai 1998 (HmbGVBl. S. 68), zuletzt
geändert am 19. Oktober 2004 (HmbGVBl. S. 386), bleibt
unberührt.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 7. März 2006.


